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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1920 eee e 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz vom 8. Mai 1916 
angeordneten Ausbau von Waſſerkräften des Mains, S. 421. — Geſetz, betreffend die Bereit⸗ 
ſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz vom 9. Juni 1913 angeordneten Ausbau von 
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betreffend Auwendung des vereinfachten Enkeignungsverfahreus bei der Herſtellung der Waſſerkraftanlagen 
in Friedland und Groß Wohnsdorf,einſchließlich der dazugehörigen Staubecken, durch die Oſtpreußiſchen 
Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Königsberg i. Pr., S. 424. — Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, 
betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung der Anlagen für die 
Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb des Kreiſes Ziegenhain S. 425. — 
Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsr 
verfahrens zugunſten der der Frankfurt⸗Finkenheerder Braunzohlen-Aktiengeſellſchaft in Frank, 
furt a. O. gehörigen Braunkohlengruben Preußen bei Müncheberg im Kreiſe Lebus, S. 425. — 
Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungs— 
verfahrens bei dem Bau einer 100 000Voltleitung von Berlin- Rummelsburg nach Berlin-Frſedrichs— 
felde und bei dem Bau der in Fr'edrichsfelde zu errichtenden Transformatoren -Schaltſtation 
durch die Geſellſchaft für Kraftübertragung, G. m. b. H. in Berlin, S. 426. — Erlaß der 
Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahreus zur 
gunſten des Braunkohlenfeldes Kaynger Kohlenwerke bei Klein Kayna im Kreſſe Weißenfels, S. 427. — 
Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsver⸗— 
fahrens bei dem Bau einer Hochſpannungsleitung vom Kraftwerk Trattendorf bei Spremberg i. Lau- 
ſitz nach einer in Berlin-Friedrichsfelde zu errichtenden Transformatoren-Schaltſtazion und beim Bau 
dieſer Station durch die Geſellſchaft für Kraftübertragung, G. m. b. H., in Berlin, S. 427. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter 
veröffentlichen Erlaſſe, Urkunden ufw., © 428. 


(Nr. 11952.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz 
vom 8. Mai 1916 angeordneten Ausbau von Waſſerkräften des Mains. 
Vom 7. Juli 1920. 


a verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 


ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


9 
Die Staatsregierung wird unter Abänderung des § 1 des Geſetzes vom 

8. Mai 1916 Geſetzſamml. S. 95) ermächtigt, zum Ausbau der infolge der 
Mainkanaliſierung bis Aſchaffenburg entſtehenden Stauſtufen bei Mainkur, 
Keſſelſtadt und Großkrotzenburg für die Gewinnung elektriſcher Energie und zur 
Herſtellung einer Verbindungsleitung mit den ſtaatlichen Kraftwerken im oberen 
Quellgebieie der Weſer ftatt 6 200 000 % die Summe von 31773 000 M, 
alſo 25 573000 % — Fünfundzwanzig Millionen fünfhundertdreiundſiebenzig⸗ 
tauſend Mark — mehr zu verwenden. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. September 1920. 
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92. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im $ 1 er- 
wähnten Mehraufwendungen Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

() An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

( Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchrei⸗ 
bungen in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vier⸗ 
zehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder 
Umlaufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 
3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


8 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 7. Juli 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
am Zehnhoff. Oeſer, Severing. 


zugleich für den Finanzminiſter. 
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(Nr. 11953.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für den durch Geſetz 
vom 9. Juni 1913 angeordneten Ausbau von Waſſerkräften im oberen 
Quellgebiete der Weſer. Vom 7. Juli 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: ö 


SL 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, für den Ausbau von Waſſerkräften 
im oberen Quellgebiete der Weſer über die in dem Geſetze vom 9. Juni 1913 
(Geſetzſamml. S. 343) bereitgeſtellten 10 500 000 Mark hinaus zur Deckung von 
Mehrkoſten der im Bau befindlichen Anlagen und zur Ausführung von Er⸗ 
gänzungsanlagen einen weiteren Betrag von 30 500 000 Mark (dreißig Millionen 
fünfhunderttauſend Mark) nach Maßgabe der von dem zuſtändigen Miniſter feſt⸗ 
zuſtellenden Pläne zu verwenden. 


n 8 2. 8 0 
Auf die Verrechnung der Einnahmen aus den Ergänzungsanlagen finden 
die Vorſchriften der §§ 2 und 3 des Geſetzes vom 9. Juni 1913 (Geſetzſamml. 
S. 343) entſprechende Anwendung. 


NZ. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 er⸗ 
wähnten Mehraufwendungen Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt 
der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſo⸗ 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um⸗ 
laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. 
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(e) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welehem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um⸗ 
laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Cbenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie 
der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

() Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 
3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


SA. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Berlin, den 7. Juli 1920. 5 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
am Zehnhoff. Oeſer, Severing. 


zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 11954.) Verordnung, betreffend Aufhebung von Baubeſchränkungen in Berlin und 
Potsdam. Vom 25. Juni 1920. ö 


Ai Grund des § 5 des Geſetzes zur vorläufigen Ordnung der Staatsgewalt 

in Preußen vom 20. März 1919 GGeſetzſamml. S. 53) wird hiermit verordnet, 

daß die in dem Publikandum des Oberhofbauamts vom 31. Auguſt 1787 ent⸗ 

haltene Beſchränkung der Baufreiheit der auf königliche Koſten erbauten Häuſer 

in Berlin und Potsdam fernerhin nicht mehr Anwendung zu finden hat. 
Berlin, den 25. Juni 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11955.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung der Waſſerkraftanlagen in Friedland 
und Groß Wohnsdorf, einſchließlich der dazugehörigen Staubecken, durch 
die Oſtpreußiſchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Königsberg i. Pr. Vom 
31. Auguſt 1920. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs- 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 1918 
(Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
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nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung der Waſſerkraftanlagen 
in Friedland und Groß Wohnsdorf, einſchließlich der dazugehörigen Staubecken, 
Anwendung findet, nachdem den Oſtpreußiſchen Kraftwerken, Aktiengeſellſchaft in 
Königsberg i. Pr., das Enteignungsrecht durch den Erlaß der Reichsregierung vom 
18. Juni 1920 verliehen worden iſt. 

Berlin, den 31. Auguſt 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11956.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung der Anlagen für die Leitung und 
Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb des Kreiſes Ziegenhain. Vom 
31. Auguſt 1920. 

Ai Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs- 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 
15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung 
der Anlagen für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb 
des Kreiſes Ziegenhain Anwendung findet, nachdem dem Kreiſe Ziegenhain das 
Enteignungsrecht durch den Erlaß vom 12. Auguſt 1920 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 31. Auguſt 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Fiſchbeck, Haeniſch. 
zugleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten. 


am Zehnhoff. Oeſer. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11957.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten der der Frankfurt-Finkenheerder Braun- 
kohlen-Aktiengeſellſchaft in Frankfurt a. O. gehörigen e 
Preußen bei Müncheberg im Kreiſe Lebus. Vom 3. September 1920. 


Auf Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent- 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. September 
1915 Geſetzſamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) und vom 
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15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß die Vorſchriften dieſer 
Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu finden haben, das die 
Frankfurt⸗Finkenheerder Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft in Frankfurt a. O. als Eigen 
tümerin der Braunkohlengruben Preußen bei Müncheberg, Kreis Lebus, Regierungs- 
bezirk Frankfurt a. O., gegen den Rittergutsbeſitzer Schulz von Heinersdorf als 
Eigentümer der in der Gemarkung Behlendorf, Kreis Lebus, liegenden Parzelle 


Nr. > des Ritterguts Behlendorf zum Zwecke der Anlage eines neuen Schachtes ö 


und eines Zufuhrwegs zu ihm gemäß $$ 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für 
die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 GGeſetzſamml. S. 705) beantragt hat. 


Berlin, den 3. September 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Lüdemann. . 


(Nr. 11958.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 


Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer 100 000 ⸗Voltleitung von Berlin⸗ 
Rummelsburg nach Berlin⸗Friedrichsfelde und bei dem Bau der in Friedrichs⸗ 
felde zu errichtenden Transformatoren⸗Schaltſtation durch die Geſellſchaft 
für Kraftübertragung, G. m: b. H. in Berlin. Vom 4. September 1920. 


Ai Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 1918 
Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
nach den Vorſchriften der Verordnung bei dem Bau einer 100 000-Boltleitung 
von Berlin⸗Rummelsburg nach Berlin-Fricdrichsfelde und bei dem Bau der in 
Friedrichsfelde zu errichtenden Transformatoren-⸗Schaltſtation Anwendung findet, 
nachdem der Geſellſchaft für Kraftübertragung, G. m. b. H. in Berlin, Viktoria⸗ 
ſtraße 34, das Enteignungsrecht durch den Erlaß der Reichsregierung vom 
1. Juli 1920 verliehen worden iſt. BEER 
Berlin, den 4. September 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Lüdemann. 
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(Nr. 11959.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens zugunſten des Braunkohlenfeldes Kaynger Kohlen⸗ 
werke bei Klein Kayna im Kreiſe Weißenfels. Vom 8. September 1920. 


| Auf Grund der §§ 1, 9a der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. Sep⸗ 
tember 1915 (Gefegfamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41) 
und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß die Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungsverfahren Anwendung zu finden 
haben, das die Vereinigte Kohlen-⸗Aktiengeſellſchaft, Betriebsleitung Kayna bei 
Oberbeuna, zum Zwecke der Anlage eines Abwäſſergrabens und einer Verbindungs⸗ 
bahn von ihrer im Aufſchluß begriffenen Grubenanlage in der Flur Klein Kayna 
nach ihrem Schweſterwerk, den Beunaer Kohlenwerken in Oberbeuna, gemäß §§ 135 ff. 
des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 
Geſetzſamml. S. 705) in Verbindung mit § 9 des Geſetzes, betreffend die Rechts- 
verhältniſſe des Stein⸗ und Braunkohlenbergbaues in denjenigen Landesteilen, in 
welchen das Kurfürſtlich Sächſiſche Mandat vom 19. Auguſt 1743 Geſetzeskraft 
hat, vom 22. Februar 1869 (Geſetzſamml. S. 401) beantragt hat. 


Berlin, den 8. September 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11960.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des verein⸗ 
fachten Enteignungsverfahrens bei dem Bau einer Hochſpannungsleitung 
vom Kraftwerk Trattendorf bei Spremberg i. Lauſitz nach einer in Berlin- 
Friedrichsfelde zu errichtenden Transformatoren⸗Schaltſtation und beim Bau 
dieſer Station durch die Geſellſchaft für Kraftübertragung, G. m. b. H. in 
Berlin. Vom 11. September 1920. 


Alk Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei dem Bau einer Hoch- 
ſpannungsleitung vom Kraftwerk Trattendorf bei Spremberg i. Lauſitz nach einer 
in Berlin⸗Friedrichsfelde zu errichtenden Transformatoren⸗Schaltſtation und beim 
Bau dieſer Station ſelbſt Anwendung findet, nachdem der Geſellſchaft für Kraft⸗ 
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übertragung, G. m. b. H. in Berlin, Viktoriaſtr⸗ 34, das Enteignungsrecht durch 
den Erlaß der Reichsregierung vom 1. Juli 1920 verliehen worden iſt. 
Berlin, den 11. September 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 

bekannt gemacht: 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 20. März 1920, be— 
treffend die Genehmigung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Be— 
ſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗Inſtituts, 
durch die Amtsblätter 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 19 S. 211, 
ausgegeben am 15. Mai 1920, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 19 S. 132, ausgegeben am 
15. Mai 1920, i 

der Regierung in Marienwerder Nr. 16 S. 107, ausgegeben am 
17. April 1920, 

der Regierungsſtelle in Sehneidemühl Nr. 27 S. 129, ausgegeben am 
17. Juli 1920, 

der Regierung in Stettin Nr. 18 S. 126, ausgegeben am 1. Mai 1920, 

der Regierung in Köslin Nr. 15 S. 72, ausgegeben am 10. April 1920, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 16 S. 119, ausgegeben am 17. April 

1920, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 18 S. 128, ausgegeben am 8. Mai 1920 

der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 5. Auguſt 1920, be 

treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Bottrop für 
die Erweiterung des Marienhoſpitals, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Münſter Nr. 36 S. 334, ausgegeben am 4. September 1920; 

3. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 12. Auguſt 1920, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Ziegenhain 
für die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes 
innerhalb des Kreiſes, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel 
Nr. 36 S. 262, ausgegeben am 4. September 1920. 
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